
 

  

S 10 R 2596/04

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 6
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 10 R 2596/04
Datum 07.04.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 R 1654/05
Datum 04.05.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Heilbronn vom 7. April 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt im Rahmen eines Zugunstenverfahrens hÃ¶here Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit.

Die KlÃ¤gerin ist 1949 geboren und Mutter der Kinder O. (geboren 1968), I.
(geboren 1970), S. (geboren 1972) und M. (geboren 1980). Seit 1. Juli 1997 bezieht
die KlÃ¤gerin Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit (bewilligt mit Bescheid vom 28.
November 1997). Bei der Rentenberechnung wurden als Kindererziehungszeit (KEZ)
berÃ¼cksichtigt die Zeit vom 1. August 1980 bis 31. Juli 1981 (fÃ¼r den Sohn M.),
als BerÃ¼cksichtigungszeiten (BÃ�Z) wegen Kindererziehung die Zeiten vom 9. Juli
1975 bis 9. Februar 1982 (fÃ¼r das Kind S.), vom 9. Juli 1975 bis 19. Januar 1980
(fÃ¼r das Kind I.) und vom 9. Juli bis 31. Dezember 1977 (fÃ¼r das Kind O.). Diese
Zeiten waren im KontenklÃ¤rungsverfahren nach Â§ 149 Abs. 5 Sozialgesetzbuch
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Sechstes Buch (SGB VI) durch Bescheid vom 11. August 1997 festgestellt worden.
Der Feststellung lag die Bescheinigung des BÃ¼rgermeisteramts R. a. S. vom 25.
Juli 1997 zugrunde, wonach die Kinder O., I. und S. jeweils ab 9. Juli 1975 bei der
Gemeinde gemeldet waren, M. seit seiner Geburt 1980.

Gegen den Bescheid vom 28. November 1997 erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch mit
der BegrÃ¼ndung, ihre Rente sei zu gering. Ihre Kinder lebten seit dem 9. Januar
1973 in der Bundesrepublik mit Ausnahme von M., der in der Bundesrepublik
geboren sei. Mit Widerspruchsbescheid vom 15. April 1998 wies der
Widerspruchsausschuss der Beklagten den Widerspruch zurÃ¼ck. Hiergegen erhob
die KlÃ¤gerin Klage zum Sozialgericht Heilbronn (SG â�� Az.: S 5 RJ 1059/98).

Mit Bescheid vom 28. April 1998 hob die Beklagte den Bescheid vom 28. November
1997 bezÃ¼glich der Bewertung der Zeiten der Kindererziehung wegen der durch
das Rentenreformgesetz 1999 geÃ¤nderten Bewertung von KEZ auf und berechnete
die Rente neu. Der KlÃ¤gerin wurde ab 1. Juli 1997 deshalb eine hÃ¶here Rente
gewÃ¤hrt.

Auch gegen diesen Bescheid erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch mit dem im
wesentlichen gleichen Vortrag. Mit Widerspruchsbescheid vom 19. Dezember 2001
wies der Widerspruchsausschuss der Beklagten den Widerspruch zurÃ¼ck,
bezÃ¼glich der aufgrund des Rentenreformgesetzes 1999 hÃ¶heren Bewertung der
KEZ als unzulÃ¤ssig.

Durch Urteil vom 29. August 2002 wies das SG die Klage, die nach Â§ 96
Sozialgerichtsgesetz (SGG) auch den Bescheid vom 28. April 1998 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 19. Dezember 2001 erfasste, ab. Das Urteil wurde
rechtskrÃ¤ftig.

Mit Schreiben vom 4. Dezember 2003 wandte sich die KlÃ¤gerin erneut an die
Beklagte und machte geltend, die gesamten Rentenberechnungen seien
unzutreffend. Ihre Kinder und sie lebten schon seit 9. Januar 1973 in der
Bundesrepublik. Sie legte Kopien der Personalausweise von O. vor, ausgestellt in A.,
worin der 9. Januar 1973 als Datum eingetragen ist. Auf Nachfrage der Beklagten
teilte sie mit, dass das Landratsamt S. H. und das tÃ¼rkische Konsulat das Datum
in den Ausweis ihres Sohnes eingetragen hÃ¤tten, dies habe als
AnmeldebestÃ¤tigung zu gelten. Sie legte auf weitere Aufforderung dann die
Aufenthaltsbescheinigung der Gemeinde R. a. S. vom 26. Januar 2004 vor. Darin
wurde bestÃ¤tigt, dass die KlÃ¤gerin mit den Kindern O., I. und S. am 9. Januar
1973 nach R. a. S. zugezogen sei. Weiter angegeben war in der Bescheinigung als
Kind eine G. Y., geboren 1963.

Auf Nachfrage der Beklagten legte das Einwohnermeldeamt R. a. S. die "uralt
Meldekarte" mit den Einzugsdaten der KlÃ¤gerin in R. a. S. vor. Darin ist
handschriftlich festgehalten, dass die Kinder O., I. und S. am 9. Juli 1975 in die
Gemeinde zugezogen waren, die KlÃ¤gerin am 10. September 1973, der Ehemann
der KlÃ¤gerin am 1. Februar 1973.
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Mit Bescheid vom 19. Februar 2004 lehnte die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin
auf Ã�berprÃ¼fung der Anerkennung der KEZ ab unter Hinweis auf die
Eintragungen im Melderegister der Gemeinde R. a. S â�¦ Dagegen erhob die
KlÃ¤gerin Widerspruch, der mit Widerspruchsbescheid vom 18. August 2004
zurÃ¼ckgewiesen wurde.

Dagegen erhob die KlÃ¤gerin am 24. August 2004 Klage zum SG und berief sich zur
BegrÃ¼ndung auf die Bescheinigung der Gemeinde R. a. S. vom 26. Januar 2004
sowie die Kopie des Passes ihres Sohnes O â�¦ Nach Aufforderung des SG,
sachdienliche Unterlagen zum Wohnsitz/Aufenthaltsort ihrer Kinder vorzulegen,
legte die KlÃ¤gerin eine Bescheinigung Ã¼ber den Schulbesuch ihres Sohnes O.
vor, wonach dieser ab 1. September 1975 die Schule besucht habe. Die KlÃ¤gerin
fÃ¼hrte ergÃ¤nzend aus, eine frÃ¼here Einschulung sei wegen mangelnder
Deutschkenntnisse nicht mÃ¶glich gewesen. Das tÃ¼rkische Konsulat in Stuttgart
habe im Pass bestÃ¤tigt, dass die Einreise am 9. Januar 1973 gewesen sei.

Durch Gerichtsbescheid vom 7. April 2005 wies das SG die Klage ab. Zur
BegrÃ¼ndung wurde ausgefÃ¼hrt, dass die Bescheinigung der Gemeinde R. a. S.
vom 26. Januar 2004 nicht genÃ¼ge, die Klage zu begrÃ¼nden. Denn der Inhalt der
Bescheinigung stehe in Widerspruch zum Inhalt der Meldekarte des
Einwohnermeldeamtes der Gemeinde, in der in unterschiedlichen Handschriften und
Vermerken die persÃ¶nlichen Daten und der Einzug der KlÃ¤gerin sowie ihrer
Kinder vermerkt sei. Die unterschiedlichen Handschriften belegten, dass die
Meldekarte zeitnah gefÃ¼hrt worden sei. Sie unterliege deshalb keinen Zweifeln.
Die Bescheinigung vom 26. Januar 2004 kÃ¶nne nur aufgrund der Meldekarte
erstellt worden sein, gebe deren Inhalt aber offensichtlich falsch wieder. Der vom
TÃ¼rkischen Konsulat in A. ausgestellte Pass ihres Sohnes O. datiere zwar vom 9.
Januar 1973. Das Ausstellungsdatum vermÃ¶ge aber nicht zu belegen, dass O. noch
am selben Tag nach Deutschland eingereist sei oder gar ab diesem Tag seinen
stÃ¤ndigen Aufenthalt in Deutschland genommen habe. Dagegen spreche vielmehr
die Meldekarte des BÃ¼rgermeisteramts, die einen Zuzug vor dem 9. Juli 1975
gerade nicht bestÃ¤tigt habe. Andere aussagekrÃ¤ftige Unterlagen habe die
KlÃ¤gerin trotz Aufforderung nicht vorgelegt. Nach dem Grundsatz der objektiven
Beweislast habe die KlÃ¤gerin daher den mangelnden Nachweis des Zuzugs vor
dem 9. Juli 1975 zu tragen.

Gegen das am 14. April 2005 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 20. April 2005
Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt sie u.a. vor, die Meldekarte sei
fehlerhaft, der ehemalige BÃ¼rgermeister der Gemeinde R. a. S. kÃ¶nne dies
bescheinigen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, sinngemÃ¤Ã� gefasst,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Heilbronn vom 7. April 2005 sowie den
Bescheid vom 19. Februar 2004 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 18.
August 2004 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr unter teilweiser
RÃ¼cknahme des Bescheids vom 28. April 1998 eine hÃ¶here Rente unter
zusÃ¤tzlicher Anerkennung der KEZ vom 9. Januar 1973 bis 28. Februar 1973 fÃ¼r
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das Kind S. sowie der BÃ�Z vom 9. Januar 1973 bis 8. Juli 1975 fÃ¼r die Kinder O.
und I. sowie der BÃ�Z vom 10. Februar 1972 bis 8. Juli 1975 fÃ¼r S. zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtenen Entscheidungen fÃ¼r zutreffend.

Das Gericht hat das BÃ¼rgermeisteramt bzw. Einwohnermeldeamt (EMA) der
Gemeinde R. a. S. um Stellungnahme zu den differierenden Angaben in der
Meldekarte sowie der Bescheinigung vom 26. Januar 2004 gebeten. In der
Stellungnahme des EMA vom 11. Juli 2005 wird ausgefÃ¼hrt, dass in der
Stellungnahme vom 26. Januar 2004 einige Fehler unterlaufen seien. Die KlÃ¤gerin
sei erst am 10. September 1973 und nicht wie mitgeteilt schon am 9. Januar 1973
zugezogen (Zahlendreher). Die Kinder O., I. und S. seien erst am 9. Juli 1975
zugezogen. Die Person G. Y. sei kein Kind der KlÃ¤gerin. Es bestehe nur eine
Namensgleichheit. Das Gericht hat weiter bei der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit,
Familienkasse der Agentur fÃ¼r Arbeit S. H., nachgefragt, ab wann die KlÃ¤gerin
fÃ¼r ihre Kinder Kindergeld bezogen hat. Mit Schreiben vom 22. September 2005
bzw. 18. Oktober 2005 hat die Familienkasse mitgeteilt, die KlÃ¤gerin sei erst seit
September 1993 Kindergeldberechtigte geworden, nachdem ihr Ehemann in die
TÃ¼rkei zurÃ¼ckgekehrt sei. Sie habe fÃ¼r M. ab diesem Zeitpunkt Kindergeld
bezogen. Ob und fÃ¼r welche Kinder der Ehemann der KlÃ¤gerin Kindergeld
bezogen habe, kÃ¶nne nicht mehr mitgeteilt werden, da die Kindergeldakte 1995
vernichtet worden sei. Die Familienkasse hat die Kopie der
"Haushaltsbescheinigung zur Vorlage bei der Kindergeldkasse" vom 18. November
1993, ausgestellt von der Gemeindeverwaltung W., vorgelegt. Darin findet sich die
handschriftliche Eintragung der KlÃ¤gerin, wonach die Kinder O. und I. seit 6. Januar
1973 in Deutschland seien, M. seit seiner Geburt am 9. Juli 1980. Das Gericht hat
daraufhin bei der Gemeinde W. um Stellungnahme zum Zuzugsdatum gebeten. In
der Stellungnahme vom 15. November 2005 hat das EMA der Gemeinde W.
mitgeteilt, ergÃ¤nzend zu den in der Haushaltsbescheinigung mitgeteilten Daten
kÃ¶nne nur noch bescheinigt werden, dass O. und I. Y. am 5. Januar 1992 bzw. 30.
November 1991 von S. aus nach W. zugezogen seien. Die Stadtverwaltung der
Stadt S. hat unter dem 22. November 2005 mitgeteilt, die KlÃ¤gerin sei dort nicht
gemeldet gewesen. Auch Ã¼ber die Kinder I. und S. lÃ¤gen keine Unterlagen vor.
Der Sohn O. sei vom 15. Dezember 1991 bis 5. Januar 1992 in S. gemeldet
gewesen. Die Stadt hat eine Kopie der An- und AbmeldebestÃ¤tigung des O. Y.
vorgelegt.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Gerichts durch Urteil ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vortrags der Beteiligten
wird auf den Inhalt der Verwaltungsakten, der Gerichtsakten im Verfahren S 5 RJ
1059/98 sowie der Gerichtsakten des vorliegenden Verfahrens in beiden Instanzen
verwiesen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat hat Ã¼ber die Berufung der KlÃ¤gerin durch Urteil ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung entschieden, da sich die Beteiligten damit einverstanden erklÃ¤rt
haben (Â§ 124 Abs. 2 SGG).

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 144 SGG statthafte und nach Â§ 151 SGG zulÃ¤ssige
Berufung der KlÃ¤gerin ist unbegrÃ¼ndet, da sie kein Anspruch auf
BerÃ¼cksichtigung weiterer Kindererziehungszeiten bei der Berechnung ihrer Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit hat.

Das SG hat in der angefochtenen Entscheidung die im vorliegenden Fall
maÃ�geblichen Rechtsvorschriften zutreffend wiedergegeben und ausgefÃ¼hrt,
weshalb die KlÃ¤gerin keinen Nachweis dafÃ¼r erbracht hat, dass sie schon vor
dem 9. Juli 1975 Kinder in der Bundesrepublik erzogen hat und weshalb die von ihr
behaupteten Zeiten der Kindererziehung ab 9. Januar 1973 nicht bei der
Berechnung ihrer Rente zu berÃ¼cksichtigen und die angefochtenen Bescheide
infolge dessen nicht unrichtig sind. Das Gericht nimmt auf die
EntscheidungsgrÃ¼nde auch unter BerÃ¼cksichtigung des Vorbringens im
Berufungsverfahren in vollem Umfang Bezug und schlieÃ�t sich diesen zur
Vermeidung von Wiederholungen an (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Im Berufungsverfahren hat die KlÃ¤gerin keine neuen Tatsachen oder Beweismittel
vorgebracht, die die Unrichtigkeit der angefochtenen Entscheidungen bestÃ¤tigen
kÃ¶nnten.

Auch die Ermittlungen des Gerichts haben keine Anhaltspunkte dafÃ¼r erbracht,
dass die KlÃ¤gerin schon ab 9. Januar 1973 ihre Kinder O., I. und S. in der
Bundesrepublik erzogen hat. Unterlagen Ã¼ber den Bezug von Kindergeld im
fraglichen Zeitraum liegen nicht mehr vor. Die sog. "Haushaltsbescheinigung", die
die Familienkasse der Agentur fÃ¼r Arbeit C. Ã¼bersandte, enthÃ¤lt lediglich
handschriftliche Eintragungen der KlÃ¤gerin selbst. Im Ã¼brigen stimmt das dort
eingetragene Datum (6. Januar 1973) nicht mit dem von der KlÃ¤gerin nunmehr
behaupteten Zuzugsdatum am 9. Januar 1973 Ã¼berein. Das EMA R. a. S. hat die in
der Bescheinigung vom 26. Januar 2004 gemachten Angaben korrigiert und darauf
hingewiesen, dass die Bescheinigung fehlerhaft erstellt worden und daher auf die
Eintragungen der Meldekarte abzustellen sei. Auch die Gemeinde- bzw.
Stadtverwaltungen W. und S. konnten die Angaben der KlÃ¤gerin nicht bestÃ¤tigen.
Nachdem die KlÃ¤gerin bereits im erstinstanzlichen Klageverfahren auf
Aufforderung des Gerichts keine weiteren Nachweise vorgelegt hat und auch im
Berufungsverfahren nur das bisher Vorgebrachte wiederholt, ist davon auszugehen,
dass die ErmittlungsmÃ¶glichkeiten des Gerichts ausgeschÃ¶pft sind und der
Nachweis eines vor dem 9. Juli 1975 liegenden Zuzugs der Kinder der KlÃ¤gerin
nicht erbracht worden ist.

Das SG hat die Klage daher zu Recht abgewiesen. Die Berufung war
zurÃ¼ckzuweisen.
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Hierauf und auf Â§ 193 SGG beruht die Kostenentscheidung.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht gegeben sind.

Erstellt am: 23.06.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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